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P6_TA-PROV(2007)0539
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen mit der Ukraine 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. November 2007 zu den Handels-
und Wirtschaftsbeziehungen mit der Ukraine (2007/2022(INI))

Das Europäische Parlament,
– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 24. Oktober 2006 zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen zur Schaffung 
eines Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments1,

– unter Hinweis auf den Zehn-Punkte-Plan für die Ukraine von Ferrero-Waldner/Solana, den 
der Rat am 21.Februar 2005 gebilligt hat,

– unter Hinweis auf die Mitteilung an die Kommission von Kommissionsmitglied Ferrero-
Waldner vom 22. November 2005 mit dem Titel „Umsetzung und Förderung der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik“ (SEK(2005)1521),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament über die Stärkung der Europäischen Nachbarschaftspolitik (KOM(2006)0726),

– unter Hinweis auf das Länderstrategiepapier 2007-2013 der Kommission und das Nationale 
Richtprogramm 2007-2010 für die Ukraine,

– unter Hinweis auf die am 1. Dezember 2005 unterzeichnete gemeinsame Absichtserklärung 
über die Zusammenarbeit zwischen der Ukraine und der Europäischen Union im 
Energiebereich,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission über die Schaffung eines gemeinsamen 
Luftverkehrsraums mit der Ukraine (KOM(2005)0451),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission – Europäische Nachbarschaftspolitik –
Strategiepapier (KOM(2004)0373),

– unter Hinweis auf das Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen – Begleitdokument 
zur Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über die 
Stärkung der Europäischen Nachbarschaftspolitik: ENP-Fortschrittsbericht Ukraine 
(KOM(2006)0726) (SEK(2006)1505),

– unter Hinweis auf das am 5. Mai 1993 unterzeichneten Abkommen zwischen der Ukraine 
und der Europäischen Gemeinschaft über den Handel mit Textilwaren, das am 9. März 2005 
verlängert und geändert wurde,

– unter Hinweis auf das am 14. Juni 1994 unterzeichneten Abkommen über Partnerschaft und 
Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 
und der Ukraine2, das am 30. März 2004 und am 27. März 2007 verlängert und geändert 
wurde,

                                               
1 ABl. L 310 vom 9.11.2006, S. 1.
2 ABl. L 49 vom 19.2.1998, S. 3.
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– unter Hinweis auf das am 22. November 2004 unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der ukrainischen Regierung über den Handel mit 
bestimmten Stahlerzeugnissen1,

– unter Hinweis auf das Kooperationsabkommen über ein ziviles globales Satellitennavi-
gationssystem (GNSS) zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
und der Ukraine und das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
Ukraine über bestimmte Aspekte von Luftverkehrsdiensten, die beide am 1. Dezember 2005 
unterzeichnet wurden,

– unter Hinweis auf die Ergebnisse der letzten Gipfeltreffen EU-Ukraine, einschließlich des 
Gipfels in Helsinki am 27. Oktober 2006 und des Gipfels in Kiew am 14. September 2007,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 19. Januar 2006 über die Europäische 
Nachbarschaftspolitik (ENP)2,

– unter Hinweis auf die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 22. Mai 2007 zu 
Europa im Zeitalter der Globalisierung – externe Aspekte der Wettbewerbsfähigkeit3,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung an den Rat vom 12. Juli 2007 zu dem Verhandlungs-
mandat für ein neues verbessertes Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits4,

– unter Hinweis auf die Tätigkeit der Delegation des Europäischen Parlaments im 
Parlamentarischen Kooperationsausschuss EU-Ukraine,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 22. Januar 2007 betreffend die 
Verhandlungen über ein neues verbessertes Abkommen,

– gestützt auf Artikel 45 seiner Geschäftsordnung,
– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für internationalen Handel (A6-0396/2007),

A. in der Erwägung, dass die Ukraine für die Europäische Union ein Nachbarstaat von 
strategischer Bedeutung ist, der eine natürliche Brücke zwischen der Europäischen Union
und Russland bzw. Zentralasien bildet; in der Erwägung, dass die Ukraine aufgrund ihrer 
Größe, ihrer natürlichen Ressourcen, ihrer Einwohnerzahl und ihrer geographischen Lage 
eine besondere Stellung in Europa einnimmt und ein maßgeblicher regionaler Akteur ist,

B. in der Erwägung, dass nach der EU-Erweiterung im Jahre 2004 die Europäische Union zum 
größten Handelspartner der Ukraine wurde und dass durch den EU-Beitritt von Nachbar-
staaten der Ukraine die Handelsbeziehungen mit der Europäischen Union ausgebaut wurden 
und sich neue Möglichkeiten für den regionalen Handel, die industrielle Zusammenarbeit
und das Wirtschaftswachstum ergaben,

C. in der Erwägung, dass eines der Hauptziele des Parlaments im Bereich der Außenpolitik die 
Verbesserung und Förderung der ENP ist, die dazu dient, die Entwicklung von Demokratie 
und Marktwirtschaft in den Nachbarländern der Europäischen Union zu unterstützen und 
die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen dieser Länder mit der Europäischen 
Union und ihren Mitgliedstaaten zu stärken,

                                               
1 ABl. L 384 vom 28.12.2004, S. 23.
2 ABl. C 287 E vom 24.11.2006, S. 312.
3 Angenommene Texte, P6_TA(2007)0196.
4 Angenommene Texte, P6_TA(2007)0355.
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D. in der Erwägung, dass im Sinne der Entwicklung einer wirkungsvollen Nachbarschafts-
politik dem Multilateralismus Priorität eingeräumt werden muss und daher das künftige 
Freihandelsabkommen, über das am 5. März 2007 Verhandlungen begonnen haben, ein 
Schlüsselelement neuen verbesserten Abkommens sein wird,

E. in der Erwägung, dass der Beitritt der Ukraine zur Welthandelsorganisation (WTO) sowie 
die Ratifizierung des Beitrittsvertrags durch das ukrainische Parlament die notwendige 
Voraussetzung dafür sind, dass die Ukraine in die Lage versetzt wird, Verhandlungen über 
die Errichtung einer Freihandelszone mit der Europäischen Union im Rahmen des neuen 
verbesserten Abkommens zu beginnen, damit sie so eng wie möglich an die EU-Wirtschaft 
angebunden und allgemein ihre Leistungsfähigkeit in den Bereichen Handel und Wirtschaft 
verbessert wird,

F. in der Erwägung, dass die Europäische Union und die Ukraine im Bereich des Handels 
gemeinsame Interessen verfolgen und beide von einer stärkeren Integration ihrer jeweiligen 
Märkte profitieren würden und dass in diesem Zusammenhang die allmähliche Übernahme 
des gemeinschaftlichen Besitzstandes durch die Ukraine einen bedeutenden Schritt in 
Richtung der von der Ukraine angestrebten allmählichen wirtschaftlichen Integration und 
Vertiefung der politischen Zusammenarbeit mit der Europäischen Union darstellen würde,

G. in der Erwägung, dass die vorgeschlagene Freihandelszone zwischen der Ukraine und der 
Europäischen Gemeinschaft zunächst negative Auswirkungen zeitigen kann, die haupt-
sächlich die wirtschaftlich und sozial schwächsten Bevölkerungsgruppen treffen; in 
Anbetracht der Notwendigkeit, durch die Aufstockung der Wirtschaftsbeihilfen für die 
Bevölkerung Übergangsmechanismen zu schaffen, was zu einer abgestuften, ausgewogenen 
Integration führen und so zur nachhaltigen Entwicklung des Landes beitragen wird,

H. in der Erwägung, dass die Bemühungen der Europäischen Union nicht nur auf die 
wirtschaftliche Integration der Ukraine konzentriert sein dürfen, sondern auch Grundlagen 
sozialer Unterstützung schaffen müssen, wodurch etwa ein gerechterer und ausgewogenerer 
Zugang zu Altersrenten sowie Beihilfen für die Ärmsten, kinderreiche Familien und die 
Landbevölkerung ermöglicht und finanzielle und andere Möglichkeiten zur Integration von 
Minderheiten eröffnet werden; in der Erwägung, dass mit diesen Maßnahmen die soziale 
und politische Stabilität gefördert werden soll, die für den Erfolg der wirtschaftlichen 
Integration der Ukraine in die WTO und die engere Partnerschaft mit der Europäischen 
Union vonnöten ist,

I. in der Erwägung, dass die Europäische Union und die Ukraine fest entschlossen sind, bei 
der angestrebten Errichtung einer gemeinsamen Freihandelszone zügig voranzukommen, 
sobald für die Ukraine der Prozess des Beitritts zur WTO abgeschlossen ist und sobald das 
Parlament der Ukraine diesen Beitritt ratifiziert hat, wie bei den letzten hochrangigen 
Zusammenkünften und Gipfeltreffen bekräftigt wurde,

J. in der Erwägung, dass dem Land Raum und Zeit dafür gelassen werden müssen, seine 
Fähigkeit zur Bewältigung der Herausforderungen der Globalisierung auszubauen; in der 
Erwägung, dass unter Berücksichtigung der Stärken und Schwächen der Wirtschaft des 
Landes sowie seiner inneren Positionen und seiner regionalen Besonderheiten der 
ukrainischen Markt schrittweise geöffnet werden muss, was mit einer gewissen Flexibilität 
vonstatten gehen sollte, damit nicht zwangsweise ein bestimmtes Wirtschaftsmodell 
aufgedrängt wird,

K. in der Erwägung, dass die Europäische Union und die Ukraine sich mit den gleichen 
handels- und wirtschaftspolitischen Herausforderungen konfrontiert sehen, die mit der 
Globalisierung und dem Aufstieg neuer starker wirtschaftlicher Akteure im Zusammenhang 
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stehen, und dass durch die verstärkte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Union die Möglichkeit besteht, den notwendige Reformprozess zu beschleunigen und 
zusammen mit einem besseren Investitionsklima ausländische Direktinvestitionen durch 
internationale Finanzinstitutionen und aus der Privatwirtschaft zugunsten der ukrainischen 
Volkswirtschaft anzulocken,

L. in der Erwägung, dass die verstärkte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Ukraine auch 
für die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten positive Wachstumsaspekte bereithält und 
bewirkt, dass sie besser in den Binnenmarkt der Europäischen Union eingebunden werden,

M. in der Erwägung, dass die neuen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen in Ost-
europa eine Herausforderung darstellen, auf die alle Beteiligten gemeinsam und koordiniert 
reagieren müssen,

Beitritt zur WTO
1. befürwortet einen erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen über den Beitritt zur WTO; 

fordert die Ukraine auf, die noch bestehenden legislativen und technischen Hindernisse zu 
beseitigen, die zu den Schwierigkeiten im Zusammenhang mit ihrem Beitritt zur WTO 
beigetragen haben;

2. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, zusätzliche politische und 
diplomatische Unterstützung für den Beitritt der Ukraine zur WTO anzubieten und dem 
Land bei der Erfüllung der notwendigen Anforderungen weiterhin behilflich zu sein; fordert 
die Kommission auf, die Ukraine dabei zu unterstützen, die ihr eingeräumten Übergangs-
fristen uneingeschränkt dazu zu nutzen, den mit der WTO-Mitgliedschaft verbundenen 
hohen Anforderungen nachzukommen;

3. begrüßt die Entscheidung der Europäischen Union, der Ukraine den Status einer Markt-
wirtschaft zu verleihen und so die großen Anstrengungen der Regierung der Ukraine zu 
würdigen, eine gut funktionierende Marktwirtschaft im Land aufzubauen; fordert die 
Regierung der Ukraine auf, diesen Erfolg zu konsolidieren, indem sie dafür sorgt, dass 
adäquat gegen schwerwiegende Marktverzerrungen vorgegangen wird;

Errichtung einer Freihandelszone EU/Ukraine
4. begrüßt, dass die laufende Folgenabschätzung im Hinblick auf die Nachhaltigkeit des 

Handels, die unter der Federführung der Kommission durchgeführt wird, bis zum Beginn 
der offiziellen Verhandlungen über das Freihandelsabkommen abgeschlossen sein wird, 
wobei diese Verhandlungen nach dem Beitritt der Ukraine zur WTO sowie nach der 
Ratifizierung des Beitrittsvertrags durch das ukrainische Parlament eröffnet werden; fordert 
die Kommission und ukrainische Regierung auf, die Ergebnisse dieser Folgenabschätzung 
gebührend zu berücksichtigen, wenn sie die Bestimmungen des Freihandelsabkommens 
festlegen;

5. fordert die Vertragsparteien auf, die Schaffung eines soliden und effizienten institutionellen 
Rahmens in Erwägung zu ziehen, mit dem die Einrichtung und Bevollmächtigung gemein-
samer Überwachungsausschüsse ermöglicht wird, die zur Abgabe von Empfehlungen befugt 
sind, mit denen die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen den beiden Seiten ver-
bessert werden und die Einrichtung eines funktionierenden Streitbeilegungsmechanismus 
vorangebracht wird;

6.  fordert die Kommission und die ukrainische Regierung auf, ein Forum für nachhaltige 
Entwicklung zu gründen, das den Vertretern der Zivilgesellschaft offen steht und sich auch 
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intensiv mit dem Klimawandel befasst, und zwar noch vor Abschluss der Verhandlungen 
über ein Freihandelsabkommen;

7. geht davon aus, dass sich eine Freihandelszone mit der Ukraine langfristig sicherlich positiv 
auswirken wird, dass aber bei den negativen Auswirkungen, die es kurz- und mittelfristig 
auf die östlichen Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben könnte, unbedingt Abhilfe 
geschaffen werden muss;

8. fordert die Ukraine auf, weitere Zollvorschriften, die den internationalen und den EU-
Normen entsprechen, auszuarbeiten und umzusetzen und die Arbeit der Zolldienstellen an 
den Grenzen und im Inland mit vereinfachten und modernisierten Zollverfahren zu 
verbessern; fordert die Kommission auf, der Ukraine bei ihren Bemühungen in diesem 
Bereich zusätzliche technische Hilfe zu leisten und sie mit zweckgebundenen Mitteln 
finanziell zu unterstützen;

9. weist darauf hin, dass sich das Allgemeine Präferenzsystem ungeachtet der Tatsache, dass 
die wettbewerbsfähigsten Erzeugnisse, die aus der Ukraine in die Europäische Union
importiert werden, nicht hierunter fallen, als außerordentlich hilfreich für die Produzenten 
der Ukraine, die Zutritt zu den Gemeinschaftsmärkten haben wollen, erwiesen hat; fordert 
die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, der Ukraine gegebenenfalls eine weitere 
Liberalisierung zuzugestehen, indem ihr die Inanspruchnahme bestimmter Präferenz-
vorkehrungen im Rahmen der so genannten „Arbeitsrechtsklausel“ (die Ländern wie der 
Ukraine, die die Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation über grund-
legende Arbeitnehmerrechte umgesetzt haben, eine Vorzugsbehandlung einräumt) 
ermöglicht wird;

Industriepolitik
10. fordert die Ukraine mit Nachdruck auf, zusätzliche interne Reformen durchzuführen, mit 

denen die dauerhafte Integration in die weltweiten Märkte und Wertschöpfungsketten 
ermöglicht wird; betont, dass die Diversifizierung der Ausfuhren in erster Linie mit einer 
Stärkung des Inlandsmarktes einhergehen muss, wenn sich der Export zu einem zuver-
lässigen Impulsgeber für das künftige Wirtschaftswachstum in der Ukraine entwickeln soll;

11. fordert die Ukraine auf, das reibungslose Funktionieren der öffentlichen Dienste und ihre 
gute Erreichbarkeit für aller Bürger zu fördern und sich stärker auf die Liberalisierung des 
Marktes zu konzentrieren, indem sie für die erfolgreiche Durchführung des 
Privatisierungsprozesses, die Zerschlagung von Monopolen und die Unabhängigkeit der 
ukrainischen Nationalbank sorgt;

12. hält es für wesentlich, dass kommerzielle Dienstleistungen von den öffentlichen Dienst-
leistungen unterschieden werden, wobei Letztere nicht der Liberalisierung unterliegen 
sollten, damit die Grundbedürfnisse der Bevölkerung gedeckt werden und für einen guten 
Zugang zu den wesentlichen öffentlichen Gütern wie Gesundheit, Bildung, Trinkwasser und 
Energie gesorgt ist;

13. fordert die Ukraine auf, ein Gegengewicht zu den infolge der WTO-Mitgliedschaft weiter-
reichenden Rechten der Anteilseigner und Investoren zu schaffen, indem der Zugang aller 
Bürger zu Unternehmensinformationen verbessert wird, die strikte Achtung der sozialen 
und wirtschaftlichen Rechte sowie der Menschenrechte gewährleistet wird und die 
internationalen Normen in Bezug auf die soziale Verantwortung von Unternehmen sowie 
für die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung in Unternehmen übernommen werden; 
betont nachdrücklich, dass die ukrainischen Zivil- und Handelsgerichte eine wichtigere 
Rolle bei der Bekämpfung von Diskriminierung und Missständen spielen müssen;
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14. fordert die Ukraine mit Nachdruck auf, ein kohärentes und effizientes Steuersystem 
aufzubauen, das mit den Vorschriften und Verfahren der Europäischen Union in Einklang 
steht; weist darauf hin, dass die Bereitstellung solider und effektiver Finanzdienstleistungen 
eine notwendige Voraussetzung für jegliches Wirtschaftwachstum in der Ukraine ist; 
betont, dass die Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterziehung auf 
den neuesten Stand gebracht werden müssen und ihr Anwendungsbereich auszuweiten ist; 
fordert die Ukraine eindringlich auf, der steuerlichen Diskriminierung von ausländischen 
Unternehmen unverzüglich ein Ende zu machen;

15. stellt mit Besorgnis fest, dass trotz entsprechender Anstrengungen der ukrainischen 
Regierung im Land die Korruption immer noch weit verbreitet ist und das Wirtschafts-
wachstum und den Zufluss ausländischen Kapitals erheblich hemmt; fordert die ukrainische 
Regierung nachdrücklich auf, geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption zu 
ergreifen und sich insbesondere mit den ihr zugrunde liegenden Ursachen zu befassen;

16. stellt fest, dass die Erzeugnisse der Gusseisen- und Stahlindustrie den Großteil der 
ukrainischen Ausfuhren von Industriegütern ausmachen und das Land mit ihnen die größten 
Handelserlöse erzielt; begrüßt den Abschluss des Stahlabkommens, das am Rande des EU-
Ukraine-Kooperationsrates am 18. Juni 2007 unterzeichnet wurde, mit dem es möglich sein 
wird, die Menge der in die Gemeinschaft eingeführten ukrainischen Stahlerzeugnisse 
deutlich zu erhöhen und eine effizientere, wenngleich schrittweise Liberalisierung des 
Warenhandels zwischen der Ukraine und der Europäischen Union zu fördern; ist der 
Ansicht, dass dieses Abkommen in beträchtlichem Maße zur Förderung der Ziele des 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit beitragen und den Weg für stärker 
integrierte Märkte im Rahmen der WTO-Regelungen bereiten wird, wenn die 
mengenmäßigen Beschränkungen aufgehoben werden;

17. fordert die Ukraine auf, die unlauteren Handel verursachenden Wettbewerbsverzerrungen 
zu beseitigen und dadurch einen Beitrag zur Schaffung harmonischer Handelsbeziehungen 
zu leisten; fordert desgleichen die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass handelspolitische 
Schutzinstrumente nur dann zum Einsatz kommen, wenn die Wettbewerbsverzerrungen auf 
schädlichen Dumpingmethoden und Subventionen beruhen;

18. fordert die ukrainische Regierung auf, der ukrainischen Exportwirtschaft keine unzulässige 
Subventionen bereitzustellen, die gegen die Vorschriften der WTO verstoßen, und Markt-
verzerrungen zu verhindern;

19. stellt fest, dass die derzeitigen Handelsströme der Ukraine, die erheblich an Umfang 
zugenommen haben und noch zunehmen werden, auf lange Sicht nicht nachhaltig sein 
könnten, weil sie überwiegend durch vorübergehende und zyklische Faktoren bedingt sind, 
wie etwa den dramatischen Anstieg des weltweiten Stahlverbrauchs und der Preise;

20. befürwortet die Annäherung und die Konvergenz der Normen in der Landwirtschaft, der 
Industrie und im Dienstleistungsbereich und fordert die Kommission auf, die erforderliche 
finanzielle und technische Hilfe zu leisten, damit sie mit den Normen der Gemeinschaft in 
Einklang gebracht werden;

21. bringt seine Besorgnis über die Arbeitsbedingungen und die geringen Löhne im Bergbau 
sowie über die steigende Zahl von Arbeitsunfällen in den Minen der Ukraine zum 
Ausdruck; fordert die Regierung der Ukraine eindringlich auf, zu gewährleisten, dass die 
Grundrechte der Arbeitnehmer in Bezug auf Sicherheit und Mindestlohn ordnungsgemäß 
umgesetzt werden;

Energie und Transit
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22. fordert einen verstärkten Energiedialog zwischen hochrangigen Vertretern der Ukraine und 
der Europäischen Union, damit die gemeinsame Absichtserklärung über die Zusammen-
arbeit zwischen der Ukraine und der Europäischen Union im Energiebereich voll und ganz 
umgesetzt wird;

23. hält angesichts der Tatsache, dass für die Bekämpfung des Klimawandels ein nachhaltigerer 
Handel notwendig ist, den Zugang zu Energieressourcen für eine Frage, die im Rahmen 
multilateraler Vereinbarungen zu regeln ist, wobei diese jedoch nicht durch bilaterale 
Handelsabkommen, die miteinander um die günstigsten Zugangsbedingungen konkurrieren, 
unterlaufen werden dürfen;

24. fordert die Ukraine auf, für den Energiebereich ein einheitliches Konzept zu entwickeln, um 
die Diversifizierung und Sicherheit der über ukrainisches Hoheitsgebiet verlaufenden 
Energieversorgungsverbindungen, die nukleare Sicherheit, eine Reform des ukrainischen 
Energiemarktes, den Ausbau und die Modernisierung der Infrastrukturen im Energiesektor 
(einschließlich Pipelines), die effiziente Verwendung von Energie und die bessere Nutzung 
erneuerbarer Energieträger zu gewährleisten;

25. hält ein sicheres, transparentes und verlässliches Energietransitsystem zwischen der Ukraine 
und der Europäischen Union für überaus wichtig;

26. unterstützt nachdrücklich die schrittweise Einbeziehung der Ukraine in die transeuro-
päischen Verkehrsnetze und hält diese Integration für einen ausschlaggebenden Faktor für 
das reibungslose Funktionieren des Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen 
Union und der Ukraine;

Rechte an geistigem Eigentum
27. fordert die ukrainischen Behörden nachdrücklich auf, im Zuge ihres Beitritts zur WTO und 

im Rahmen der jeweiligen bilateralen Abkommen mit der Europäischen Union ihre Gesetze 
zum Schutz der Rechte an geistigem Eigentum mit dem Besitzstand der Gemeinschaft, den 
WTO-Regeln, besonders dem Übereinkommen über die handelsbezogenen Aspekte der 
Rechte am geistigen Eigentum (TRIPS), und anderen einschlägigen internationalen Normen 
in Einklang zu bringen und dafür Sorge zu tragen, dass diese umfassend, konsequent und 
dauerhaft umgesetzt werden, damit Fälschungen und Piraterie wirksam bekämpft werden 
können; fordert den Gesetzgeber der Ukraine auf, sich mit der Europäischen Union und den 
relevanten Akteuren, vor allem mit den Vertretern von Rechteinhabern, zu einem frühen 
Zeitpunkt im Gesetzgebungsverfahren und vor etwaigen Änderungen am Gesetz über 
Urheberrechte ins Benehmen zu setzen, vor allem was die Einführung oder Änderung 
digitaler Rechte, die Regelung für die Verwertung von Rechten und die Durchsetzung der 
Bestimmungen betrifft;

28. fordert die ukrainischen Behörden auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, mit 
denen die Quellen illegaler Tätigkeiten wirksam ausgeschaltet werden können, etwa 
Fabriken, in den auf MO-Disks Raubkopien von Copyright-Erzeugnissen gezogen werden, 
bzw. Internetseiten, die illegal Copyright-Materialien enthalten, sowie die Märkte, wie 
beispielsweise den Petrovka-Markt in Kiew, von Piraterieprodukten zu säubern; stellt fest, 
dass zu diesen Maßnahmen auch wiederholte und unangekündigte Inspektionen in 
Zusammenarbeit den Rechteinhabern gehören;

29. hält es für dringend notwendig, dass die Justiz reformiert wird, damit die Rechte am 
geistigen Eigentum wirksam geschützt, kürzere Strafverfahren sichergestellt und alle 
Personen, die in den illegalen Handel verwickelt sind, verurteilt werden, d. h. Hersteller und 
Händler; hält fest, dass an die ukrainische Justiz und die Gerichte die Anweisung ergehen 
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sollte, offensichtlich nachgeahmte und gefälschte Materialien generell zu beschlagnahmen 
und zu vernichten;

30. drängt die ukrainischen Behörden, das Hologramm-System für Copyright-Erzeugnisse in 
enger Absprache mit den Rechteinhabern einer Überprüfung zu unterziehen;

31. fordert die ukrainischen Zollbehörden auf, ihre Maßnahmen gegen den Import von in 
Russland schwarz gebrannten CDs zu verschärfen und ihre Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft zu verbessern;

Zusammenarbeit in den Bereichen Wissenschaft und Bildung
32. fordert die Ukraine eindringlich auf, mit mehr Nachdruck ein Wirtschaftsmodell zu 

entwickeln, das auf einer wissensbasierten Wirtschaft beruht, und einen wesentlich größeren 
Teil des BIP für die wissenschaftliche Forschung und den Austausch von Wissenschaftlern 
aufzuwenden; fordert die Kommission auf, hierbei finanzielle und technische Hilfe zu 
leisten;

33. hält eine Zusammenarbeit in den Bereichen Wissenschaft, Forschung und Technologie für 
ausschlaggebend für die Entwicklung der ukrainischen Wirtschaft und die Schaffung eines 
investitions- und innovationsfreundlichen Klimas; ist der Auffassung, dass zu diesem 
Zweck sowohl die bilateralen Beziehungen der EU-Mitgliedstaaten als auch die 
gemeinsame Politik der Europäischen Union gegenüber der Ukraine weiter ausgebaut 
werden müssen;

34. fordert die Kommission und die Regierung der Ukraine auf, die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Wissenschaft, Technologie, Bildung, Ausbildung, Programme für den Erwerb 
von Wissen in Schulen und Hochschulen, etwa im Rahmen der Programme Erasmus 
Mundus und Jean Monnet, zu verbessern; spricht sich dafür aus, dass grenzüberschreitend 
engere kulturelle Verbindungen zwischen Universitäten und Forschungszentren geknüpft 
werden und diese enger zusammenarbeiten;

35. betont, dass die Europäische Union das ukrainische Bildungssystem durch die Auflegung 
von Programmen unterstützen muss, mit denen sich die wissenschaftliche und techno-
logische Forschung durch Beihilfen und finanzielle Anreize weiterentwickeln lässt, was zu 
einem höheren, nachhaltigeren Wirtschaftswachstum sowie zur kulturellen und wissen-
schaftlichen Aufwertung des Landes beitragen wird;

Landwirtschaft und Umwelt
36. begrüßt, dass im Oktober 2006 eine gemeinsame Absichtserklärung über einen 

strukturierten Dialog über agrarpolitische Themen unterzeichnet wurde; hebt hervor, dass 
die Landwirtschaft wichtige Aufgaben erfüllt, was den Erhalt der Umwelt, die 
Nahrungsmittelsouveränität und den sozialen Ausgleich für das starke Entwicklungsgefälle 
zwischen ländlichen und städtischen Gebieten betrifft, und dass dies höhere Zölle im 
Agrarsektor als für nichtlandwirtschaftliche Güter rechtfertigen könnte;

37. fordert, dass die in der Landwirtschaft tätige und die Landbevölkerung unterstützt wird, 
indem ihre wirtschaftliche und gesundheitliche Situation verbessert wird und die ländlichen 
Gebiete weiterentwickelt werden; betont, dass diese Unterstützung auf finanzieller und 
Infrastrukturebene geleistet werden muss, indem Kleinerzeugern der Zugang zu Krediten 
eröffnet und ein System der Gewichtung von Beihilfen eingeführt wird, mit dem sich Klein-
und Jungunternehmer bevorzugt fördern und Berufsbildungsprogramme einrichten lassen; 
hält zudem die Schaffung eines engmaschigen Verkehrsnetzes zwischen ländlichen und 
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städtischen Gebieten und einen besseren Zugang ländlicher Gebiete zu Information für 
dringend notwendig;

38. fordert die Kommission auf, Gespräche über eine anzustrebende Regulierungszusammen-
arbeit in den Bereichen Gesundheit und Pflanzenschutz zu beginnen; fordert sie ferner auf, 
mit der Ukraine Verhandlungen über den Schutz geografischer Angaben zu eröffnen und 
die Ergebnisse dieser Verhandlungen in das künftige Freihandelsabkommen einzubeziehen;

39. fordert die Ukraine mit Nachdruck auf, die im Oktober 2006 festgesetzten restriktiven 
Exportquoten für Weizen umgehend abzuschaffen, die nicht nur dem Agrarsektor der 
Ukraine schwer geschadet haben, sondern auch die Gefahr bergen, aufgrund des 
intransparenten Lizenzsystems der Korruption Vorschub zu leisten;

40. betont, wie wichtig es ist, dass die Ukraine im Anschluss an die Annahme der „Nationalen 
Umweltstrategie“ (1998-2008) und der Ratifikation des Kyoto-Protokolls Umwelt-
programme entwickelt, damit die Umweltsicherheit der Region gewährleistet ist, wozu 
unter anderem auch die Kernenergie, das Trinkwasserversorgungsnetz und der Schutz des 
Schwarzen Meeres vor Verschmutzung gehören;

41. weist darauf hin, dass gleichzeitig mit der Aufnahme der Ukraine in die Freihandelszone der 
Europäischen Union Vorschriften zur Zertifizierung von Importeuren, Exporteuren und 
Transporten angenommen werden sollten und dass die Gesundheits- und Pflanzenschutz-
vorschriften verschärft werden sollten, damit eine Annäherung an die in der Europäischen 
Union geltenden Standards erfolgt;

Wirtschaftsbeziehungen zu benachbarten Partnern (einschließlich Russland)
42. nimmt zur Kenntnis, dass die Ukraine dem „Einheitlichen Wirtschaftsraum“ mit Russland 

und anderen früheren Sowjetrepubliken unter Vorbehalt beigetreten ist; macht darauf 
aufmerksam, dass einige der Bestimmungen dieses Abkommens, wenn sie uneingeschränkt 
in die Tat umgesetzt werden, einem funktionierenden Freihandelsabkommen mit der 
Europäischen Union im Weg stehen dürften; fordert die Ukraine auf, ihre Wirtschafts-
beziehungen zur Russischen Föderation so auszubauen, dass eine fortschreitende und 
stärkere Einbindung des Landes in den EU-Binnenmarkt nicht behindert wird;

43. fordert, dass die Kommission einen Trilog zwischen der Ukraine, Russland und der 
Europäischen Union fördert, so dass ein von Sicherheit und Frieden in der Region geprägtes 
Umfeld begünstigt wird; durch diesen Trilog soll die Ukraine in die Lage versetzt werden, 
ihre eigene, unabhängige Identität zu wahren, ohne sich jedoch dabei zu isolieren; betont 
die Notwendigkeit, zum Dialog über gemeinsame Interessen anzuregen, insbesondere im 
Sicherheits- und Verteidigungsbereich, im Energiesektor und bei der Entwicklung eines 
quantitativ und qualitativ leistungsfähigeren Verkehrsnetzes sowie in anderen welt-
politischen Fragen;

Fazit (u. a. Europäische Nachbarschaftspolitik)
44. hat die Erklärung des ukrainischen Parlaments zur Eröffnung der Verhandlungen zwischen 

der Ukraine und der Europäischen Union im Hinblick auf den Abschluss eines neuen 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommens mit der Europäischen Union vom 
27. Februar 2007 wohlwollend zur Kenntnis genommen;

45. ist erfreut darüber, dass die Ukraine sich an der Stabilisierung ihrer Region beteiligen will, 
und befürwortet eine stärkere Rolle der Ukraine beim Zustandekommen von Abkommen 
über die wirtschaftliche Zusammenarbeit, insbesondere mit den benachbarten Ländern der 
Schwarzmeerregion;
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46. misst der raschen Durch- und Umsetzung des Abkommens mit der Ukraine über Visa-
Erleichterungen und Rückführung große Bedeutung bei;

47. spricht sich für eine internationale, vor allem aber eine grenzüberschreitende interregionale 
Zusammenarbeit im wirtschaftlichen und in anderen Bereichen aus, beispielsweise bei der 
Organisation der Fußballeuropameisterschaft 2012 mit Polen;

48. fordert die Ukraine auf, für ein für kleine und mittlere Unternehmen günstiges Umfeld zu 
sorgen und Unternehmergeist und Eigenverantwortung zu fördern;

49. fordert die Kommission und die Regierung der Ukraine auf, die (anhand der Ergebnisse 
einer ordnungsgemäßen Bewertung festzulegenden) Maßnahmen zur Beobachtung des 
Einflusses, den die jüngste EU-Erweiterung auf den Handel zwischen der Europäischen 
Union und der Ukraine gehabt hat, weiter auszubauen; hält es für wichtig, dass ein Dialog 
zur Bewertung der Frage aufgenommen wird, welchen Einfluss die Erweiterung von 2007 
auf die Entwicklung der Handels- und Wirtschaftsbeziehungen genommen hat, in dessen 
Rahmen geeignete Maßnahmen zum Auffangen etwaiger Verluste konzipiert werden 
können;

50. betont die strategische Bedeutung der Ukraine und fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, den künftigen bilateralen Beziehungen eine neue und kohärentere 
Gestalt zu geben, die auf umfassender Zusammenarbeit und Solidarität beruht und den 
Status der privilegierten Beziehungen wahrt, die von nachbarschaftlichem Zusammenleben 
und der Geschichte geprägt sind, vor allem, was Russland betrifft;

51. ist besorgt darüber, dass es keine klare Definition und Perspektive für die Europäische 
Nachbarschaftspolitik gibt und eine langfristige strategische Vision für die Entwicklung und 
Stabilisierung Osteuropas fehlt; betont, dass die Integration der Ukraine zu einem wirklich 
vorrangigen Thema auf der politischen Tagesordnung der Europäischen Union gemacht 
werden muss;

52. erinnert daran, dass es immer wieder gefordert hat, dass der Rat im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik die Menschenrechts- und Demokratieklausel 
systematisch bei allen Beteiligten anwendet; fordert den Rat auf, zu erläutern, wie er diese 
Klausel bei den Verhandlungen über ein neues verbessertes Abkommen mit der Ukraine 
anwenden will;

o

o            o
53. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission sowie der 

Regierung und dem Parlament der Ukraine zu übermitteln.


